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Â 

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-
Brandenburg vom 13. Februar 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Â 

G r Ã¼ n d e :

I

Â 

1

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Beklagte verpflichtet ist, die Leistungen
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
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(Grundsicherungsleistungen) nach dem Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch â��
SozialhilfeÂ â�� (SGBÂ XII) Ã¼ber die Wohnanschrift des KlÃ¤gers per
Verrechnungscheck, Zahlungsanweisung zur Verrechnung oder Postanweisung zu
zahlen.

Â 

2

Der 1937 geborene KlÃ¤ger wohnt in B und bezieht ergÃ¤nzend zu einer Altersrente
Grundsicherungsleistungen von dem Beklagten, unter anderem fÃ¼r den
Bewilligungsabschnitt vom 1.2.2013 bis zum 31.1.2014. Bei ihm ist ein Grad der
Behinderung (GdB) von 60 sowie das Merkzeichen â��Gâ�� festgestellt. Der
KlÃ¤ger, der nicht Ã¼ber ein Konto bei einem Geldinstitut verfÃ¼gte, beantragte,
ihm ab Beginn des neuen Bewilligungsabschnitts (1.2.2013) die Leistungen
bargeldlos an seine Wohnanschrift zu Ã¼bersenden, wie dies auch der
RentenversicherungstrÃ¤ger mache, und machte geltend, das Gesetz sehe in 
Â§Â 47 Sozialgesetzbuch Erstes Buch â��Â Allgemeiner TeilÂ â�� (SGBÂ I) die
Ã�bermittlung von Geldleistungen an den â��Wohnsitzâ�� des Berechtigten vor,
womit die Wohnung gemeint sei. Der beklagte TrÃ¤ger lehnte dies ab und bot an,
die Leistungen entweder auf ein noch einzurichtendes kostenfreies Konto zu
Ã¼berweisen oder (wie bisher) eine Barauszahlung in RÃ¤umen der BehÃ¶rde â��
auch durch einen BevollmÃ¤chtigten â�� vorzunehmen (Bescheid vom 8.3.2013;
Widerspruchsbescheid vom 16.10.2013). Der KlÃ¤ger erhielt die
Grundsicherungsleistung auf letzterem Weg.

Â 

3

Die hiergegen gerichtete Klage, zuletzt gerichtet auf Feststellung, dass der Beklagte
verpflichtet sei, die Grundsicherungsleistungen monatlich per Verrechnungsscheck,
Zahlungsanweisung zur Verrechnung oder per Postanweisung an den KlÃ¤ger zu
zahlen, blieb ohne Erfolg (Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 9.8.2016;
Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 13.2.2020). Zur
BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung hat das LSG ausgefÃ¼hrt, nach herrschender
Meinung entspreche der Begriff des â��Wohnsitzesâ�� iS des Â§Â 30 AbsÂ 3 SGBÂ I
wie in Â§Â 47 SGBÂ I demjenigen des Â§Â 7 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB).
Dieser sei nicht mit der Wohnung identisch. Nur in AusnahmefÃ¤llen sei auch eine
Ã�bermittlung direkt an die Wohnung des LeistungsempfÃ¤ngers denkbar. Der
KlÃ¤ger kÃ¶nne aber von seiner Wohnung in 35Â Minuten das Bezirksamt des
Beklagten erreichen, wobei FuÃ�wege von maximal 350Â m zwischen den
Umstiegen im Ã¶ffentlichen Nahverkehr anfielen. Die geltend gemachten
Erkrankungen seien nicht zur BegrÃ¼ndung von Zweifeln geeignet, dass der
KlÃ¤ger diese Strecke bewÃ¤ltigen kÃ¶nne und bereits in der Vergangenheit
regelmÃ¤Ã�ig bewÃ¤ltigt habe.

Â 
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https://dejure.org/gesetze/SGB_I/47.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/30.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/47.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/7.html


 

4

Hiergegen richtet sich die Revision des KlÃ¤gers. Seinem Wunsch auf unbare
Auszahlung an der WohnungstÃ¼r sei zu entsprechen. Er lÃ¶se seinen
Verrechnungsscheck dadurch ein, dass er diesen einem Nachbarn oder seinem
BrieftrÃ¤ger gebe, die ihm die Summe jeweils in bar auszahlten. Mit Wohnsitz iS des
Â§Â 47 SGBÂ I kÃ¶nne nur die Wohnanschrift gemeint sein.

Â 

5

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,
das Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 13.Â Februar 2020, den
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Berlin vom 9.Â August 2016 sowie den
Bescheid des Beklagten vom 8.Â MÃ¤rz 2013 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 16.Â Oktober 2013 aufzuheben und festzustellen, dass
der Beklagte verpflichtet war, die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung monatlich per Verrechnungsscheck,
hilfsweise per Zahlungsanweisung,
Ã¤uÃ�erst hilfsweise per Postanweisung
an die Wohnung des KlÃ¤gers zu Ã¼bermitteln.
Â 

6

Der Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

7

Er hÃ¤lt die angegriffene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Â 

II

Â 

8

Der Senat konnte aufgrund mÃ¼ndlicher Verhandlung in Abwesenheit beider
Beteiligten entscheiden, nachdem diese ordnungsgemÃ¤Ã� geladen und in der
Ladung auf die MÃ¶glichkeit einer Entscheidung nach Aktenlage hingewiesen
worden waren.
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https://dejure.org/gesetze/SGB_I/47.html


 

Â 

9

Die zulÃ¤ssige Revision ist unbegrÃ¼ndet und daher zurÃ¼ckzuweisen (Â§Â 170
AbsÂ 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz ). 

Â 

10

Streitgegenstand ist vorliegend nicht die HÃ¶he der Leistungen, die der KlÃ¤ger
erhalten hat, sondern deren AuszahlungsmodalitÃ¤t. Gegenstand des Rechtsstreits
waren insoweit zunÃ¤chst die VerfÃ¼gungen des Beklagten Ã¼ber die Art und
Weise der Auszahlung im Bewilligungsabschnitt vom 1.2.2013 bis zum 31.1.2014
dergestalt, dass der KlÃ¤ger jeweils die Leistung am Kassenautomat in den
RÃ¤umen des Beklagten erhalte. Daneben hat der Beklagte den Antrag des
KlÃ¤gers, ab dem 1.2.2013 die Leistung auf einem abweichenden Weg auszuzahlen
(nÃ¤mlich per Verrechnungsscheck, Zahlungsanweisung zur Verrechnung oder
Postanweisung), mit dem angefochtenen Bescheid vom 8.3.2013 abgelehnt.
SÃ¤mtliche die Auszahlung der Grundsicherungsleistung betreffenden
VerfÃ¼gungen in den den Bewilligungsabschnitt vom 1.2.2013 bis zum 31.1.2014
regelnden Bescheiden bilden insoweit eine einheitliche Entscheidung, die der
KlÃ¤ger mit seinem Vortrag, der Beklagte habe eine Zahlungsanweisung auf dem
Postweg zu seiner Wohnung vorzunehmen, fristgerecht angegriffen hat. 

Â 

11

Statthafte Klageart hiergegen ist die kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage
gemÃ¤Ã� Â§Â 54 AbsÂ 4 SGG. Das durch den KlÃ¤ger angestrebte Ziel lÃ¤sst sich
zunÃ¤chst nur durch die mittels Anfechtungsklage zu bewirkende Beseitigung der
insoweit ablehnenden Entscheidungen des Beklagten kombiniert mit der durch eine
Leistungsklage zu erzielende Vornahme der unbaren Geldauszahlung per Postweg
an die Wohnung des KlÃ¤gers erreichen. Der konkrete Auszahlungsmodus bedeutet
eine VerwaltungsmaÃ�nahme, die nicht auf einen Rechtserfolg, sondern einen
tatsÃ¤chlichen Erfolg gerichtet ist und damit einen mit der Leistungsklage zu
erreichenden Realakt, der im Unterschied zum Verwaltungsakt keine Regelung
beinhaltet, weshalb eine Verpflichtungsklage als zulÃ¤ssige Klageart ausscheidet 
(vgl Bundessozialgericht vom 25.3.2004 â��Â BÂ 12Â AL 5/03Â RÂ â�� BSG SozR
4â��2600 Â§Â 191 NrÂ 1 RdNrÂ 21; Bieresborn in Roos/Wahrendorf/MÃ¼ller, SGG,
2.Â Aufl 2021, Â§Â 54 RdNrÂ 78). 

Â 

12
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https://dejure.org/gesetze/SGG/170.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/170.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20AL%205/03%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204Ã¢Â�Â�2600%20Â§%20191%20Nr%201
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204Ã¢Â�Â�2600%20Â§%20191%20Nr%201


 

Entsprechend war das Begehren des im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht
vertreten gewesenen KlÃ¤gers dahin auszulegen (Â§Â 123 SGG), dass er noch
wÃ¤hrend des laufenden Bewilligungsabschnitts zulÃ¤ssigerweise gegen beide
Bescheide in der Gestalt des Widerspruchsbescheids (Â§Â 95 SGG) eine
Anfechtungsklage erhoben hat, ursprÃ¼nglich verbunden mit dem Antrag, die
bereits der HÃ¶he nach festgesetzten Leistungen unbar durch Ã�bersendung auf
dem Postweg auszahlen. Der Senat legt dabei sein Begehren hinsichtlich der
verschiedenen genannten AuszahlungsmodalitÃ¤ten aufgrund des einer
alternativen KlagehÃ¤ufung entgegenstehenden Bestimmtheitserfordernisses
einerseits (Bieresborn in Roos/Wahrendorf/MÃ¼ller, SGG, 2.Â Aufl 2021, Â§Â 56
RdNrÂ 8) und die im Wertpapierrecht geltende Formenstrenge andererseits (vgl
Brox/Henssler, Handelsrecht, 23.Â Aufl 2020, RdNrÂ 546 bzw RdNrÂ 566) als
eventualiter gestellt aus. 

Â 

13

Das notwendige Vorverfahren (Â§Â 85 SGG) wurde durchgefÃ¼hrt; der Beklagte hat
im Widerspruchsbescheid (vom 16.10.2013) ausdrÃ¼cklich sowohl die beantragte
Auszahlungsweise abgelehnt als auch Ã¼ber den von ihm im Bewilligungsbescheid
vorgesehenen Weg der Auszahlung entschieden.

Â 

14

Entgegen der Auffassung des LSG scheidet eine Feststellungsklage nach Â§Â 55
AbsÂ 1 NrÂ 1 SGG aus, weil diese gegenÃ¼ber der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage subsidiÃ¤r ist. Eine der von diesem Grundsatz anerkannten
Ausnahmen liegt hier nicht vor (vgl BSG vom 9.2.1995 â��Â 7Â RAr 78/93Â â�� NZS
1996, 39, 42; BSG vom 22.5.1985 â��Â 12Â RK 30/84Â â�� BSGE 58, 150, 153 =
SozR 1500 Â§Â 55 NrÂ 27, RdNrÂ 12; Scholz in Roos/Wahrendorf/MÃ¼ller, SGG, 2.
Aufl 2020, Â§Â 55 RdNrÂ 17). Selbst wenn das Begehren des KlÃ¤gers dahin
auszulegen wÃ¤re, dass er die Feststellung einer auch in der Zukunft bestehenden
Verpflichtung des Beklagten zur Auszahlung in der von ihm begehrten Weise
erreichen mÃ¶chte, wÃ¤re die Klage deshalb bereits unzulÃ¤ssig, zumal die
Regelungswirkung der angegriffenen Bescheide sich aus Sicht des KlÃ¤gers auf den
konkreten Bewilligungszeitraum beschrÃ¤nkte (s zur Auslegung nach dem
EmpfÃ¤ngerhorizont BSG vom 3.7.2020 â��Â BÂ 8Â SO 2/19Â RÂ â�� BSGE 130,
258-269 = SozR 4-3500 Â§Â 103 NrÂ 1, RdNrÂ 15). Deshalb kann dahinstehen, ob
trotz der jeweils nur abschnittsweise bei entsprechender Bedarfslage erfolgenden
Bewilligung von Grundsicherungsleistungen (vgl Â§Â 44 AbsÂ 3 SGBÂ XII) 
Ã¼berhaupt ein zwischen den Beteiligten in der Zukunft bestehendes
RechtsverhÃ¤ltnis angenommen werden kann (vgl BSG vom 5.9.2019
â��Â BÂ 8Â SO 15/18Â RÂ â�� SozR 4-3500 Â§Â 48 NrÂ 3, RdNrÂ 9 zum
Feststellungsinteresse wegen der Absicherung im Krankheitsfall).
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https://dejure.org/gesetze/SGG/123.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/95.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/85.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/55.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7%20RAr%2078/93
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NZS%201996,%2039
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NZS%201996,%2039
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2030/84
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2058,%20150
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%202/19%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20130,%20258
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20130,%20258
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/44.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2015/18%20R


 

Â 

15

Anders als der Beklagte meint, kann ein allgemeines RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r
die als Anfechtungs- und Leistungsklage verstandene Klage nicht von vornherein
mit der BegrÃ¼ndung verneint werden, dass der KlÃ¤ger zur Zahlbarmachung der
Leistung auf dem von ihm begehrten Weg ohnehin seine Wohnung verlassen
mÃ¼sste, weil das von ihm beschriebene Verfahren der Ã�bertragung von
Orderpapieren auf Dritte (Indossatare) rechtlich zulÃ¤ssig ist (ArtÂ 11
Wechselgesetz ; Art 14 Scheckgesetz idF vom 1.1.1964). Nach Abschaffung der
Postanweisung besteht lediglich fÃ¼r diesen Hilfsantrag kein allgemeines
RechtsschutzbedÃ¼rfnis mehr.

Â 

16

Die angegriffenen Verwaltungsakte haben sich jedoch mit Ablauf des
Bewilligungsabschnitts auf sonstige Weise erledigt (vgl Â§Â 39 AbsÂ 2 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch â��Â Sozialverwaltungsverfahren und SozialdatenschutzÂ â�� ),
weil der KlÃ¤ger die Leistungen jeweils per Auszahlung am Kassenautomat in den
RÃ¤umen des Beklagten tatsÃ¤chlich erhalten hat, wie sich aus den aktenkundigen
VerfÃ¼gungsentscheidungen ergibt. Anders als die Bewilligungsentscheidung
selbst, deren Regelungsgegenstand auch nach Auszahlung der Leistung nicht durch
Zeitablauf oder auf sonstige Weise entfÃ¤llt, geht von der Entscheidung des
Beklagten Ã¼ber die Auszahlung der Leistung nach deren tatsÃ¤chlichem Erhalt
(wie von dem entsprechenden Realakt) keine unmittelbare Regelungswirkung mehr
aus. Mit dem Erhalt der Leistungen fÃ¼r den genannten Bewilligungsabschnitt hat
sich â��Â entgegen der Auffassung des LSGÂ â�� auch der Bescheid vom 8.3.2013
erledigt; denn auch er kann nicht dahin verstanden werden, dass er die Art und
Weise der Auszahlung zukunftsoffen Ã¼ber den Ablauf des Bewilligungsabschnitts
hinaus regelt. Nach Ablauf des Bewilligungsabschnitts hat der Beklagte vielmehr
hinsichtlich sÃ¤mtlicher Voraussetzungen der Leistung eine neue Entscheidung
ohne Bindung an vorangehende Entscheidungen zu treffen, was wiederum die
Bewilligung von solchen Leistungen denknotwendig voraussetzt. Die
Regelungswirkung der die Auszahlung regelnden VerfÃ¼gungen ist aus Sicht des
verstÃ¤ndigen EmpfÃ¤ngers damit auf die Dauer des Bewilligungsabschnitts
beschrÃ¤nkt und erfolgt hier jeweils unter Einbeziehung der ggf verÃ¤nderten
gesundheitlichen und sonstigen LebensumstÃ¤nde des KlÃ¤gers. Entsprechend hat
der Beklagte fÃ¼r jeden folgenden Bewilligungsabschnitt ausdrÃ¼cklich
entschieden, dass die Auszahlung am Kassenautomat in seinen RÃ¤umen erfolgt.

Â 

17

Nach Â§Â 131 AbsÂ 1 SatzÂ 3 SGG kann mit der Klage gleichwohl die Feststellung
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https://dejure.org/gesetze/WechselG/11.html
https://dejure.org/gesetze/ScheckG/14.html
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https://dejure.org/gesetze/SGB_X/39.html
https://www.juris.de/r3/document/BJNR012390953BJNE015003160/format/xsl/part/S?oi=qWdhDTusBG&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D


 

begehrt werden, dass ein erledigter Verwaltungsakt rechtswidrig ist, wenn der
KlÃ¤ger ein berechtigtes Interesse hieran hat. Dieses Feststellungsinteresse als
Sonderform des RechtsschutzbedÃ¼rfnisses ist regelmÃ¤Ã�ig dadurch
gekennzeichnet, dass der KlÃ¤ger nicht ohne Not um die â��FrÃ¼chteâ�� des
bisherigen Prozesses gebracht werden darf, wenn das Verfahren einen bestimmten
Stand erreicht hat; dies entspricht dem Gebot des effektiven
Rechtsschutzes (ArtÂ 19 AbsÂ 4 Grundgesetz ). Es genÃ¼gt ein durch die Sachlage
vernÃ¼nftigerweise gerechtfertigtes Interesse, das rechtlicher, wirtschaftlicher oder
ideeller Art sein kann (BSG vom 28.1.2021 â��Â BÂ 8Â SO 9/19Â RÂ â�� BSGE 131,
246 = SozR 4-3500 Â§Â 57 NrÂ 1, RdNrÂ 18). Das im vorliegenden Fall alleine unter
dem Gesichtspunkt der Wiederholungsgefahr in Betracht kommende
Feststellungsinteresse ist indes mit der im laufenden Revisionsverfahren
eingetretenen RechtsÃ¤nderung durch das Siebte Gesetz zur Ã�nderung des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze
(7.Â SGBÂ IV-Ã�ndG) vom 12.6.2020 (BGBlÂ I 2020, 1248; im Folgenden neue
Fassung ) am 1.12.2021 entfallen, weil sich die seitens des Beklagten in die
Entscheidung einzustellenden abwÃ¤gungsrelevanten Gesichtspunkte fÃ¼r den
Fall, dass vom EmpfÃ¤nger alternativ eine andere Ã�bermittlung als Ã�berweisung
gewÃ¤hlt wird, derart geÃ¤ndert haben, dass die Entscheidung Ã¼ber die
RechtmÃ¤Ã�igkeit eines zu diesem Zeitpunkt bereits erledigten Verwaltungsakts
keine ausreichende Relevanz fÃ¼r kÃ¼nftige Entscheidungen hat. 

Â 

18

Nach der bis zum 30.11.2021 geltenden Fassung des Â§Â 47 AbsÂ 1 SGBÂ I (in der
Fassung des Gesetzes zur Neuorganisation der bundesunmittelbaren Unfallkassen,
zur Ã�nderung des Sozialgerichtsgesetzes und zur Ã�nderung anderer Gesetze vom
19.10.2013, BGBl I 3836; im Folgenden: alte Fassung ) sollten Geldleistungen
kostenfrei auf ein Konto des EmpfÃ¤ngers bei einem Geldinstitut, fÃ¼r das die
Verordnung (EU) NrÂ 260/2012 des EuropÃ¤ischen Parlaments und des Rates vom
14.3.2012 zur Festlegung der technischen Vorschriften und der
GeschÃ¤ftsanforderungen fÃ¼r Ã�berweisungen und Lastschriften in Euro und zur
Ã�nderung der Verordnung (EG) NrÂ 924/2009 (ABl L 94 vom 30.3.2012, SÂ 22) gilt,
Ã¼berwiesen oder, wenn der EmpfÃ¤nger es verlangt, kostenfrei an seinen
Wohnsitz innerhalb des Geltungsbereiches dieser Verordnung Ã¼bermittelt werden,
soweit die besonderen Teile des SGB keine Regelung enthalten. Â§Â 47 AbsÂ 1
SGBÂ I nF ist demgegenÃ¼ber an die bestehenden Regelungen des Â§Â 42Â AbsÂ 3
Sozialgesetzbuch Zweites Buch â��Â Grundsicherung fÃ¼r ArbeitsuchendeÂ â��
(SGBÂ II) und Â§Â 337 AbsÂ 1 Sozialgesetzbuch Drittes Buch
â��Â ArbeitsfÃ¶rderungÂ â�� (SGBÂ III) angepasst worden: Der neue SatzÂ 2 der
Regelung schafft die Kostenfreiheit bei einer anderen Ã�bermittlung als der
Ã�berweisung ab, es sei denn, dass der EmpfÃ¤nger nachweist, dass ihm die
Einrichtung eines Kontos bei einem Geldinstitut ohne eigenes Verschulden nicht
mÃ¶glich ist (SatzÂ 3).
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https://dejure.org/gesetze/GG/19.html
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Â§Â 47 SGBÂ I enthÃ¤lt damit nach wie vor ein Wahlrecht des EmpfÃ¤ngers, ob die
Leistung auf ein Konto Ã¼berwiesen oder auf andere Weise die Ã�bermittlung
erfolgen soll (vgl Moll in Hauck/Noftz, SGBÂ I, KÂ Â§Â 47 RdNrÂ 4, Stand VI/2021;
BSG vom 24.1.1990 â��Â 2Â RU 42/89Â â�� RdNrÂ 15Â = SozR 3â��1200 Â§Â 47
NrÂ 1; zu Â§Â 42 SGBÂ II Hengelhaupt in Hauck/Noftz SGBÂ II, KÂ Â§Â 42
RdNrÂ 147, Stand VI/2016) und im Ã�brigen unverÃ¤ndert keine Regelung zum
weiteren Zahlverfahren. UnverÃ¤ndert geblieben ist auch der Begriff des
â��Wohnsitzesâ��, der â�� wovon das LSG zutreffend ausgegangen ist â�� nicht
mit Wohnung gleichzusetzen ist. Es handelt sich vielmehr um den Wohnort iS
desÂ Â§Â 30 AbsÂ 3 SGBÂ IÂ iVmÂ Â§Â 7 BGB, an dem der EmpfÃ¤nger eine
Wohnung unter UmstÃ¤nden innehat, die darauf schlieÃ�en lassen, dass er diese
beibehalten und benutzen wird. Geschuldet wird daher grundsÃ¤tzlich nur die
Ã�bermittlung an die â��kleinste politische Einheitâ�� (vgl PflÃ¼ger
inÂ jurisPK-SGBÂ I, Â§Â 47 RdNrÂ 31.1, Stand 13.8.2021; Schifferdecker in Kasseler
Komm, Â§Â 47 SGBÂ I RdNrÂ 18, Stand XII/2021; Ellenberger in GrÃ¼neberg, BGB,
81.Â Aufl 2022,Â Â§Â 7Â RdNrÂ 1; Martinek in jurisPK-BGB, Â§Â 7 RdNrÂ 4, Stand
11.2.2021; aA Mrozynski, SGBÂ I, 6.Â AuflÂ 2019, Â§Â 47 RdNrÂ 16). HierfÃ¼r
spricht auch die Regelung des Â§Â 270 BGB, der in AbsÂ 1 wortlautidentisch zu 
Â§Â 47 SGBÂ I als Zielort fÃ¼r GeldÃ¼bermittlungen den Wohnsitz nennt und in
AbsÂ 4 ausdrÃ¼cklich die Regelungen zum Leistungsort nach Â§Â 269 BGB
(â��Wohnsitz des Schuldnersâ��) unberÃ¼hrt lÃ¤sst, weshalb es selbst bei
Zusammenfallen von Leistungsort und ErfÃ¼llungsort in derselben politischen
Gemeinde  (vgl Bundesgerichtshof vom 29.1.1969 â��Â IVÂ ZR 545/68Â â�� NJW
1969, 875) bei Geldschulden als modifizierte Schickschulden fÃ¼r die
Rechtzeitigkeit nicht auf das Eintreffen an der Wohnung des GlÃ¤ubigers ankommt 
(vgl BGH vom 5.10.2016 â��Â VIII ZR 222/15Â â�� RdNrÂ 25Â ff â��Â NJWÂ 2017,
1596). 

Â 
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Ã�bt der SozialhilfeempfÃ¤nger das Wahlrecht im Hinblick auf die zweite Variante
â��Ã�bermittlung an Wohnsitzâ�� aus, steht auch wegen der
ZahlungsmodalitÃ¤ten die konkrete Ausgestaltung der Ã�bermittlung im
pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen (Â§Â 17 AbsÂ 2 Satz 1 SGBÂ XII; Â§Â 39 SGBÂ I) des
Beklagten (vgl auch LÃ¶cken in Eicher/Luik/Harich, SGBÂ II, 5.Â AuflÂ 2021, Â§Â 42
SGBÂ II RdNrÂ 47). Dabei kommt dem Wunsch- und Wahlrecht nach Â§Â 9 AbsÂ 2
SGBÂ XII zentrale ermessensleitende Bedeutung zu (MÃ¼ller-Grune in jurisPK-
SGBÂ XII, Â§Â 9 RdNrÂ 28 ), soweit die WÃ¼nsche angemessen sind, was als
tatbestandliche einschrÃ¤nkende Voraussetzung gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbar
ist (Wahrendorf in Grube/Wahrendorf, SGBÂ XII, 7.Â Aufl 2020, Â§Â 9 SGBÂ XII
 RdNrÂ 34). Nach Â§Â 9 AbsÂ 2 SatzÂ 3 SGBÂ XII soll den WÃ¼nschen nicht
entsprochen werden, soweit sie mit unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Mehrkosten zulasten
der Gemeinschaft verbunden sind. MaÃ�stab fÃ¼r den anzustellenden und zu
bewertenden Vergleich ist zunÃ¤chst eine Kosten-Nutzen-Relation, wenn auch nicht
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ausschlieÃ�lich monetÃ¤re Aspekte einzustellen sind (MÃ¼ller-Grune in jurisPK-
SGBÂ XII, Â§Â 9 RdNrÂ 32 ). 

Â 
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Die nach altem Recht noch von der Verwaltung zu tragenden Mehrkosten, die bei
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�iger HÃ¶he einem Entsprechen der WÃ¼nsche des
Leistungsberechtigten entgegenstanden (vgl zu Â§Â 4 AbsÂ 2
Bundessozialhilfegesetz  Verwaltungsgericht LÃ¼neburg vom 5.10.2001 â��Â 4Â B
112/01Â â�� RdNrÂ 5; Ã¤hnlich bereits BSG vom 12.9.1984 â��Â 10Â RKg 15/83
Â â�� SozRÂ 1200 Â§Â 47 NrÂ 1, SÂ 3), sind nun nach der neuen Fassung des 
Â§Â 47 AbsÂ 1 SatzÂ 2 SGBÂ I seitens des LeistungsempfÃ¤ngers selbst zu tragen,
sofern er nicht ohne Verschulden an einer KontoerÃ¶ffnung gehindert war. Relevant
fÃ¼r die AngemessenheitsprÃ¼fung sind daher seit der dem Zahlungskontengesetz
vom 11.4.2016 (BGBlÂ I 720) und damit eingefÃ¼hrten Anspruch auf ein Basiskonto
geschuldeten RechtsÃ¤nderung (BT-DrucksÂ 19/17586, SÂ 81) weniger Aspekte, die
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Mehrkosten der Gemeinschaft verhindern sollen (Luthe in:
Hauck/Noftz, SGBÂ XII, KÂ Â§Â 9 SGBÂ XII RdNrÂ 77, 80, Stand VI/2020; MÃ¼ller-
Grune in jurisPK-SGBÂ XII, Â§Â 9 RdNrÂ 31 ). Vielmehr wird der Beklagte
grundsÃ¤tzlich als Alternative zur Ã�berweisung auf ein Konto mehr als die
praktizierte Auszahlung per Kassenautomat in der Dienststelle bereithalten
mÃ¼ssen, um dem gesetzlich vorgegebenen Wunsch- und Wahlrecht angemessen
Rechnung tragen zu kÃ¶nnen. Das wird schon daraus erkennbar, dass der
Gesetzgeber die lange Frist zwischen Verabschiedung und Inkrafttreten des Â§Â 47
SGB I nF ausdrÃ¼cklich deshalb gewÃ¤hlt hat, um den BehÃ¶rden ausreichend
Gelegenheit zur Anpassung ihres Auszahlungsverfahrens zu geben (BT-Drucks
19/17586 SÂ 139). 

Â 
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In die AngemessenheitsprÃ¼fung einzustellen sind stattdessen nun verstÃ¤rkt
solche Gesichtspunkte, die aus der Aufgabe von Grundsicherungsleistungen als
Existenzsicherung resultieren. Nach Â§Â 17 AbsÂ 1 NrÂ 1 SGBÂ I ist der
LeistungstrÃ¤ger verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass jeder Berechtigte die ihm
zustehenden Sozialleistungen in zeitgemÃ¤Ã�er Weise, umfassend und zÃ¼gig
erhÃ¤lt, zumal insbesondere bei der Existenzsicherung dienenden Leistungen das
Beschleunigungsgebot gilt (BSG vom 24.7.2003 â��Â BÂ 4Â RA 60/02Â R
Â â�� RdNrÂ 33Â â�� SozR 4-1200 Â§Â 52 NrÂ 1; Ã�ndÃ¼l in jurisPK-SGBÂ I, Â§Â 17
RdNrÂ 25 ). Neben dem Interesse des LeistungsempfÃ¤ngers, seine Sozialleistung
pÃ¼nktlich zu erhalten, besteht daher die Pflicht des SozialleistungstrÃ¤gers zur
mÃ¶glichst effektiven und wirtschaftlichen Erbringung der Leistung. Durch
Ã�bersendung eines Schecks geht zwar die Transport- und VerzÃ¶gerungsgefahr
auf den LeistungsempfÃ¤nger als GlÃ¤ubiger Ã¼ber, sofern er diesen rechtzeitig
einlÃ¶sen kann (vgl GrÃ¼neberg in GrÃ¼neberg, BGB, 81.Â Aufl 2022, Â§Â 270
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RdNrÂ 5), die Scheckbegebung erfolgt jedoch nur erfÃ¼llungshalber (Â§Â 364
AbsÂ 2 BGB) durch Ã�bernahme einer neuen Verbindlichkeit als Holschuld, die erst
mit EinlÃ¶sung des Schecks erfÃ¼llt wird (BGH vom 11.1.2007â��Â IXÂ ZR 31/05
Â â�� RdNrÂ 10, BGHZ 170, 276; BGH vom 7.10.1965 â��Â IIÂ ZR 120/63
Â â�� RdNrÂ 7Â f, BGHZ 44, 178-183; BGH vom 11.10.1995 â��Â VIIIÂ ZR 325/94
Â â�� RdNrÂ 24, BGHZÂ 131, 66, 74; BGH vom 16.4.1996 â��Â XIÂ ZRÂ 222/95
Â â��Â RdNrÂ 3Â â�� LMÂ BGB Â§Â 362 NrÂ 23 ; BGH vom 7.3.2002
â��Â IXÂ ZRÂ 293/00Â â�� jurisÂ RdNrÂ 14Â â�� LMÂ BGB Â§Â 162 NrÂ 13Â  vgl
zum Wechsel BGH vom 7.11.2000 â��Â XIÂ ZR 44/00Â â�� RdNrÂ 13 â��Â LM BGB
Â§Â 607 NrÂ 177 ; siehe auch GrÃ¼neberg in GrÃ¼neberg, BGB, 81.Â Aufl 2022,
Â§Â 364 RdNrÂ 9). Bestehen im Einzelfall Zweifel an der zweckgerechten sofortigen
EinlÃ¶sung des Schecks oder Anweisung zur Verrechnung wÃ¤ren diese als gegen
diese Zahlungsform sprechend zu berÃ¼cksichtigen. 

Â 
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Ob neben der der GesetzesÃ¤nderung geschuldeten Ã�nderung der
AbwÃ¤gungsgesichtspunkte in der AngemessenheitsprÃ¼fung als tatbestandlicher
Voraussetzung noch auf der Rechtsfolgenseiten verÃ¤nderte
Ermessensgesichtspunkte zu berÃ¼cksichtigen sind, konnte der Senat offenlassen.
Das notwendige Feststellungsinteresse der Rechtswidrigkeit einer in der
Vergangenheit getroffenen Entscheidung besteht jedenfalls aufgrund der
inzwischen verÃ¤nderten Rechtslage nicht mehr. 

Â 
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Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 SGG.

Â 
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Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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